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Volksbegehren für gute Schulen in Niedersachsen 
 
 
Landeswahlleiter Volker Homuth hat den Präsidenten des Niedersächsischen Landtages Her-
mann Dinkla und den Ministerpräsidenten Christian Wulff informiert, dass ihm die Durchführung 
eines Volksbegehrens nach Artikel 48 der Niedersächsischen Verfassung in der vom Niedersäch-
sischen Volksabstimmungsgesetz vorgeschriebenen Weise angezeigt worden ist. 
 
Das Volksbegehren läuft unter der Bezeichnung „Volksbegehren für gute Schulen in Nieder-
sachsen“. 
 
Ziel des Volksbegehrens soll sein 

• an den Gymnasien und Gesamtschulen zum neunjährigen Bildungsweg bis zum Abitur zu-
rückzukehren,  

• die Errichtung von Gesamtschulen dadurch zu erleichtern, dass die für sie festgesetzte 
Mindestgröße reduziert wird sowie  

• die bestehenden Vollen Halbtagsschulen zu erhalten. 
 
Nach Durchführung des Anzeigeverfahrens hat der Landeswahlleiter das Muster für den Unter-
schriftenbogen des Volksbegehrens verbindlich festgelegt und den Initiatoren übermittelt. 
 
Zum weiteren Verfahrensablauf hat der Landeswahlleiter auf Folgendes hingewiesen: 
 

• Nach Veröffentlichung des Volksbegehrens im Niedersächsischen Ministerialblatt können 
Unterschriftenlisten bei den Gemeinden zur Feststellung der Stimmberechtigung und zur 
Sammlung eingereicht werden. 

 

• Für die Abgabefrist läuft von diesem Zeitpunkt an eine Frist von sechs Monaten. 
 

• In diesem Zeitraum müssen 25 000 gültige Unterschriften bei den Gemeinden vorliegen. 
 

• Dies ist die Voraussetzung für die im Volksabstimmungsgesetz vorgesehene sog. Zuläs-
sigkeitsprüfung des Volksbegehrens durch die Niedersächsische Landesregierung. Wer-
den innerhalb der Halbjahresfrist die 25 000 Unterschriften nicht erreicht oder der Antrag 
auf Feststellung der Zulässigkeit von den Initiatoren nicht gestellt, ist das Volksbegehren 
erledigt. 

 

• Wird die Zulässigkeit von der Landesregierung verneint, kann der Niedersächsische 
Staatsgerichtshof angerufen werden.  
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• Im Falle der Zulässigkeit erfolgt eine neue Bekanntmachung im Niedersächsischen Minis-
terialblatt. 

 
Hiernach müssen innerhalb von sechs Monaten gültige Unterschriften von 10 Prozent der 
Wahlberechtigten bei der letzten Landtagswahl gesammelt werden, d.h. nach der Landtags-
wahl am 27.1.2008 
 

608 730 Unterschriften. 
 
Das Ergebnis des Volksbegehrens wird dann vom Niedersächsischen Landeswahlausschuss 
festgestellt. 
 
 
Hinweis für die Redaktionen: 
 
Ein Muster des verbindlich festgelegten Unterschriftenbogens ist als pdf-Datei beigefügt. 

 



Volksbegehren für gute Schulen in Niedersachsen
Geseü zur Anderung schulrechtlicher Vorschriften

0 llAn Gynnasien (g 1l NSchG) und Gesamtschulen ($ 12 NSchG) werden die Schuljahrgänge 5 bis 13 gefflhrt.
'Sie können ohne die Schuljabrgange l1 bis 13 gefilhrt werden.

rEine Gesamtschule muss mindestens vi"r"ugig g.rUrr* *i"?den. 2Sie kann dreizttgig gefllht werd€n, wenn
- andemfalls unzumutbare Schulwege zu einer anderen G€samtschule entstttnd€n oder
- si€ die ein?ige Schule im Sekundarbereich I am Standort ist oder
- ein vorhandener Gebäudebestand genutzt werden kann.

$3rzum l. August 2002 besteh€nde Volle Halbtagsschulen werden fortgeffIhrt. 'zIhre pädagogische Arbeit dauert in der
Regel ftinf Zeitstunden an ftinf Vormittagen in der Woche.

Begründung
Ziel des Gesetzes ist es, an den Gymnasien und Gesamtschulen zum neunjlh,rigen Bildungsweg bis zum Abitur zurtlckzukehrcn.
Damit soll d€r Bildungsweg entzert und weniger snessbeladen gestalta sowie das gemeinsame Lemen aller Schlllerinncn und
Schltler gefördert werden ($ l). Vom Kultusministerium werden in diesem Zusammenhang aber untergesetzliche Regelungen
erwartet, wonach individuell oder in besonderen Lemgruppen nach Entscheidung do Schule das Abitur schon nach acht Jahren
creicht werden kann. Wer im Schuljalu 2009/10 ein Glmnasium besucht, soll den achrjährigen Wcg zum Abitur forts€tzen
können.
Ziel d€s Gesetzes ist femer, die Enichtung von G€samtschulen dadurch zu erleichrcm, dass die fflr sie festg€s€tzt€ Mindestgröß€
reduziert wird. Die zurzeit fftr Integrierte Gesamtschulen g€ltend€ Mindcstgröße von filnfparallelen Klassen pro Schuljahrgang,
die auch im Ausnahmefall nicht untErschritten werden darf, hindert insbesondere die kommunalen Schulträger im tändlichen
Rau4 die bei rückläufigen Schübnahlen notwendige Neuordnung ihrcr Schullandschaft kostengünstig zu realisieren ($ 2).

W€iteres Ziel des Gesetz€s ist es schließlich, die bestehenden vollen Halbtagsschul€n a! erhalten ($ 3). Sie sollen sich gleichsam
als Pilotschulen fllr eine klhrftige Gcstaltung aller Grundschulen weiter entwickcln können.

Kosten und Mindereinnahmcn bei Annrhme des GcseEes
Durch die Verlüngerung der Schulzeit und den Fortb€stand der Vollen Halbtagsschulen entstehcn d€m Land kein€ zusälzlichen
Kostcn, weil die dazu benötigten Lehrkräftc vorhanden und die Mittel dafllr bereits im Landeshaushalt ausgewiesen sind. Die
Landesregierung hat mehfach angektlndigl, dass sie wegen des Rllckgangs der Schüleruahlen nicht die Zahl der Lehrkäfte
reduzieren wolle. Das wird durch die Angaben in der Mittelfristigen Planung 2009 - 2013 besgtigt. Entlastungen flir den
Landeshaushalt ergeben sich bis zum Jahre 2018 dadurclf dass die durch die Voktiranng der Schulzeit bis zum Abitur notw€n-
digen zusätzlichen Untqrichtsstunden im Sekundarbereich I entfallen können. Die Senkung der Mindestgröße von Gesamt-
schulen fithrt bei den kommunalen Schultägem zu Entlashmgen, weil vorhandene Schulgebäude genutzt werden können Durch
die Verlängerung der Schulzeit entstehen ihnen kein€ zusätdichen Kosten, weil flir beide Schulformen in ausreichendem Maße
Unterichtsräum€ voft anden sind.

Die unterzeichnenden Stinmberechtigten beantagen mit diesem Volksbegehren, das vorstehend genannte Gesetz zu
erlassen (Bitte in Druckschrift ggllgglgg und g!g@!!g ausftllen)

Gesetzliche Vertreterinnen und Vertreter gem. $ 14 IYVAbstG sind:
Prof. Dr. Manfu Bönsch, In der Bebie 54, 30539 Hannover; Christiane Borchert-Edeler, Stiegenkamp 16, 31228 Peine; Olaf
Brokate, Ahrenweg 14,31228 Peine; Andreas Henze, Gimpelsteg I F, 30627 Hannover; Ute Janus, Schenkendorfstr. 16, 3qlz

Nr. Familiennarne, Vornafiie
(wie im Personalausweis)

Geburts-
datum

Anschrift der Hauptwohnung
(Straße. PLZ. Ort)

Unterschrift der
einsetrasenen Person

Hannover; Rudolf Kleine-Huster, Sallstraße 80, 30171 Hannover; Tatjana Matuschke-Fricke, Engelgasse l, 30952 R
Djure Meinen, Am Wiesengrund 9,26316 Varel; Frank Uhrhammer, Bleckwedeler Straße 36,27374 Visselhövede.

Verbindlich festgelegt: / 
Landeswahl

Avwv (ttE . /t. Lool 'h # ffi
Die UnterschriJten mfrssen bei der Houptwohnsitzsemeinde ur Bestlitigung des Stimmrechts
werden, sonst sind sie unwbhsam. Bitte geben Sie den Unterschriftenbogen bei der Hauptwoh
ab oder senden Sie ihn ail,Vt Schulen", Berliner Allee 18, 30175 Honnover.



Erlluterungen zur Sammlung der Unterschriften
(nach den Vorschriften des Volksabstimmungsgesetzes)

. Nur Personen aus derselben Hauptwohnsitzgemeinde hönnen auf einer Liste untenchrelben. AIIe
andeten Elntagangen slnd ungültig.

. AlIe Unteruichnerlnnen and Anbruichner ,rrüssen ln Niedersachsen stimmberechtigt sein, d. h. sle
nüssm dle deutsche Staaßbüryerschalt besltzpn, dus 18, Lebensjafu vollenda and seit drei Monaten
in Niedenachsen ihrc Hauptwohnung haben Bitte nur einmtl einfiagen; Mehrlacheinlrugungen
weden aß eine Eintagung gezdhh

. Nichl lesbarc und unvolßtdndlge Einfiagangen sind ungilltig. Ebenfalls ungültig sind Einfia-
gangen, dlc elnen Vorbehah belnhalten. Bltte ln Druckbuchstabm schrelben, Namen wie im
P erso n a lausw e is an g e h en

. Ehtagungen können nlcht znrüchgenommen werden.
c Die gesanutelten Anturschriflen ,nüssen bei der Hauptwohnsltzgemeinde ur Bettötigang des

Stinmrechts eingeteicht werden, sonst sind sle unwhksam Jede oder jeder hann untetschriebene
Listen bei der Haaprvohns@ektlnde elnrelchen; sle verbleibm dott

. Wer sich den Unterschrl;ftenbogen aus dem Intentet heranle ödt, benörigt flh die Anteßchrfr nut
die Yodeneite. lferden Vorder- und Rückeite aasgedruckt, nuss beides aaf einem Blad erfolgen;
andernfalß sind die antench fien auf der Rfickselte ungültig,

Die unterzeichnenden Stimmberechtigten beantagen mit diesem Volksbegehren, das auf der Vorderseite abge-
druckte Gesetz zu erlassen (Bitte in Druckschrift gg!!q!gg und p!E!&d!g ausfllllen).

Nr. Familienname, Vorname
(wie im Personalausweis)

Tag der
Geburt

Anschrift der Hauptwohnung
(Straße, PLZ, Ort)

Unterschrift der
einsetragenen Person

Auskünfte zum Volhsbegehren erteilt: Dr. Dieter Galas, Tel.051I -77 46 73, Fax 051I -7 28769l
Informationen auch unter: www.volksbegehren-schulen.de; Kontakt: !
Spenden bitte auf Konto rrBilndnis Schulen* Nr. 9230 28, Sparda-Bank Hannover,BLZ 250 905 00
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